
III

IV

Lärmpegelbereiche gemäß DIN 4109

LPB I   <= 55 dB(A)
LPB II  <= 60 dB(A)
LPB III <= 65 dB(A)
LPB IV <= 70 dB(A)
LPB V  <= 75 dB(A)

Lärmpegelbereiche B-Plan Nr. 230 - 3
"Virchowstraße"
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Grünfläche

Virchowstraße

Mischgebiet

Allgemeines Wohngebiet
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Aufgrund des § 10 Abs. 1 des Baugesetzbuches 
(BauGB) in der Bekanntmachung vom 03. 
November 2017 (BGBl. I, S. 3634) in der zuletzt 
geänderten geltenden Fassung und § 8 Abs. 1 des 
Kommunalverfassungsgesetzes für das Land 
Sachsen-Anhalt (KVG LSA) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 17. Juni 2014 
(GVBl. Nr. 12, S. 288) hat der Stadtrat der 
Landeshauptstadt Magdeburg am                         
den Bebauungsplan Nr. 230-3 "Virchowstraße", 
bestehend aus der Planzeichnung (Planteil A) und 
dem Text (Planteil B ), als Satzung beschlossen. 
Magdeburg, den

                                                                   Siegel 

Oberbürgermeister                

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sind gemäß § 3 Abs. 2 BauGB mit 
Schreiben vom                        von der Auslegung 
benachrichtigt worden

Magdeburg, den

                                                                           Siegel

Oberbürgermeister

Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des 
Liegenschaftskatasters und weist die städtebaulich 
bedeutsamen baulichen Anlagen sowie Straßen, 
Wege und Plätze vollständig nach.

Magdeburg, den 

                                                                           Siegel

ÖbVermIng. / Fachbereich Vermessungsamt und Baurecht 

Verfahren
Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat 
auf seiner Sitzung am 19.02.2015 gemäß § 1 Abs. 3 
und § 2 Abs. 1 sowie § 13a BauGB die Aufstellung 
des Bebauungsplanes Nr. 230-3 "Virchowstraße" 
beschlossen.
Der Bebauungsplan wird nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 
BauGB im beschleunigten Verfahren aufgestellt. 
Gemäß § 13a Abs. 2 gelten die Vorschriften nach 
§ 13 Abs. 2 und Abs. 3 Satz 1 BauGB entsprechend.

Der Aufstellungsbeschluss wurde gemäß § 2 Abs. 1 
Satz 2 BauGB am 06.03.2015 über das Amtsblatt 
Nr. 07 ortsüblich bekannt gemacht.
Magdeburg, den

                                                                        Siegel

Oberbürgermeister

Die Mitteilung und Anfrage an die für die Raum-
ordung und Landesplanung zuständige Behörde ist 
gemäß §1 Abs. 4 BauGB erfolgt.
Magdeburg, den 

                                                                            Siegel
Oberbürgermeister

Gemäß § 13 Abs. 2 Nr. 1 wurde von der frühzeitigen 
Unterrichtung der von der Planung berührten 
Behörden und sonstigen Träger öffentlicher Belange 
nach § 4 Abs. 1 BauGB abgesehen.
Magdeburg, den  

                                                                             Siegel
Oberbürgermeister

Die Behörden und sonstigen Träger öffentlicher 
Belange sind gemäß § 4 Abs. 2 BauGB mit 
Schreiben vom                          zur Abgabe 
einer Stellungnahme aufgefordert worden.

Von einer Umweltprüfung gemäß § 2 Abs. 4 BauGB 
wird nach § 13 Abs. 3 Satz 1 BauGB abgesehen.

Magdeburg, den
                    

                                                        Siegel
Oberbürgermeister

Der Stadtrat der Landeshauptstadt Magdeburg hat 
auf seiner Sitzung am                  dem Entwurf des 
Bebauungsplanes Nr. 230-3 und der Begründung 
zugestimmt und die öffentliche Auslegung gemäß 
§ 3 Abs. 2 BauGB beschlossen.

Ort und Dauer der öffentlichen Auslegung wurden
am                           über das Amtsblatt Nr.           
ortsüblich bekannt gemacht.

Der Entwurf des Bebauungsplanes Nr. 230-3 und 
die Begründung haben vom                     
bis                   gemäß § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich 
ausgelegen.
Magdeburg, den

                                                                           Siegel
Oberbürgermeister
 

Innerhalb von einem Jahr nach Inkrafttreten des 
Bebauungsplanes sind in Verbindung mit § 215 
BauGB eine Verletzung der in § 214 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 1 bis 3 BauGB bezeichneten Verfahrens- oder 
Formvorschriften, eine Verletzung der in § 214 
Abs. 2 BauGB bezeichneten Vorschriften über 
das Verhältnis des Bebauungsplanes und des 
Flächennutzungsplanes sowie in § 214 Abs. 3 Satz 2 
BauGB aufgezeigte Mängel des Abwägungs- 
vorganges nicht geltend gemacht worden.
Magdeburg, den

                                                                           Siegel

Stadtplanungsamt

Der Beschluss der Satzung des Bebauungsplanes 
Nr. 230-3 ist gemäß § 10 Abs. 3 BauGB ortsüblich 
bekannt gemacht worden. 
Der Bebauungsplan Nr. 230-3 "Virchowstraße" ist 
damit in Kraft getreten.

Magdeburg, den  

                                                                     Siegel

Oberbürgermeister

Es wird hiermit beglaubigt, dass dieser Plan mit der 
Urschrift des Bebauungsplanes Nr. 230-3 
übereinstimmt.

Magdeburg, den

                                                                              Siegel

Stadtplanungsamt

Nach Prüfung, gemäß § 3 Abs. 2 BauGB, der abge-
gebenen Stellungnahmen hat der Stadtrat der 
Landeshauptstadt Magdeburg den Bebauungsplan 
Nr. 230-3 auf seiner Sitzung am                        als 
Satzung gemäß § 10 Abs. 1 BauGB beschlossen 
sowie die Begründung gebilligt.
Magdeburg, den
                                                                       Siegel
Oberbürgermeister

Die Satzung über den Bebauungsplan Nr. 230-3 
bestehend aus der Planzeichnung (Planteil A) und 
dem Text (Planteil B) in der Fassung vom                                      
wird hiermit ausgefertigt.
Magdeburg, den

                                                                       Siegel
Oberbürgermeister

Kartengrundlage:
Lage und Höhenplan
ÖbVermIng Dietwalt Hartmann
Maßstab: 1:500
Stand:    Juli, 2015
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Gemarkung: Magdeburg
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Maßstab:  1:1000
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Festlegung der tatsächlichen Lage der Rigole

im Zuge der Herstellung der Gebäude

Rigole L x B x T = 30 x 2 x 2m

Rigole L x B x T = 30 x 2 x 2m
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Stadtplanungsamt Magdeburg

Landeshauptstadt
Magdeburg

 

Entwurf zum Bebauungsplan Nr. 230-3
 

VIRCHOWSTRASSE
 

Stand: Februar 2018
 

M 1 : 1 000

Glascontainerstellplatz

Zweckbestimmung: Gas (Messstation)

V Versickerungssystem Straße

private Mulde  zum Sammeln ,Verdunsten und Versickern von Regenwasser privater Grundstücksflächen

Altlastenverdachtsfläche (§ 9 Abs.5 Nr. 3 BauGB)

Abgrenzung unterschiedlicher Nutzungen

Erhaltung Bäume, Baumnummern siehe Begründung Anlage 3

8. Sonstige Planzeichen

Grenzen des räumlichen Geltungsbereiches des Bebauungsplanes
(§ 9 Abs. 7 BauGB)

Mit Leitungsrechten zu belastende Fläche (§ 9 Abs. 1 Nr.21 und Abs.6 BauGB)

II. Nachrichtliche Übernahmen (§ 9 Abs. 6 BauGB)
Hauptversorgungsleitungen unterirdisch
Hauptversorgungsleitungen oberirdisch

2,4

o

g
g   =  geschlossene Bauweise (§ 22 Abs.3 BauNVO)

o    =  offene Bauweise (§ 22 Abs.2 BauNVO)

Öffentliche GrünflächenÖ

Anpflanzung Bäume

Umgrenzung von Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25 a und Abs. 6 BauGB)
Pflanzgebotsflächen I - VI

1.  Art der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr.1 BauGB und § 4 und § 6 BauNVO)

2. Maß der baulichen Nutzung (§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB und § 16 BauNVO)

3. Bauweise, Baugrenze (§ 9 Abs. 1 Nr. 2 BauGB und § 23 BauNVO)

4. Verkehrsflächen  (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB)

5. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und
      Landschaft  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25 Buchst. a und b BauGB)

6. Grünflächen ( § 9 Abs.1 Nr.15  BauGB)

7. Flächen für Versorgungsanlagen, für die Abfallentsorgung und Abwasser-
    beseitigung  (§ 9 Abs. 1 Nr. 14 BauGB)

Planzeichenerklärung (nach § 2 Abs. 4 und 5, 2. Halbsatz PlanzV 90)

I.Planzeichenfestsetzungen

Baulinie ( § 23 Abs. 2 BauNVO)

Kinderspielplatz

Öffentliche Straßenverkehrsfläche  (Straßentyp A und B)

WA Allgemeine Wohngebiete ( § 4 BauNVO)

0,4

IV-VI

0,4           =  Grundflächenzahl
2,4           =  Geschoßflächenzahl
IV-VI        =  Zahl der Vollgeschosse

Baugrenze ( § 23 Abs. 3 BauNVO)

F Öffentliche Verkehrsflächen besonderer Zweckbestimmung: Fuß- und Radweg (Straßentyp C und D )

MI Mischgebiete (§ 6 BauNVO)

§22  Um den Verlust vorhandener Brutstätten für Höh len- und Halbhöhlenbrüter auszugleichen, ist ein Ni stkasten pro Grundstück 
        vorzusehen.

Flächen  oder Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Landschaft
 § 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB 

Schutz vorhandener Anlagen
Die Schutzstreifenbreite und das Überbauungsverbot vorhandener Anlagen durch Neubauten oder Neuanpflan zungen aller Art sind 
einzuhalten. Wenn seitens der Städtischen Werke Mag deburg GmbH & Co. (SWM) zu den geplanten Baumstando rten keine konkreten 
Vorgaben der SWM und der Abwassergesellschaft Magde burg mbH (AGM)  bestehen, sind als Mindeststandard die Maßgaben der 
GW 125 und des DWA Merkblattes M 162 "Bäume, unteri rdische Leitungen und Kanäle" einzuhalten

Nachrichtliche Übernahmen:
Archäologisches Flächendenkmal
Das Plangebiet liegt innerhalb des archäologischen Flächendenkmals der historischen Altstadt Magdeburg s und ihrer einstigen 
Befestigungsanlagen gem. § 2 Abs. 2 Nr. 4 Denkmalsc hutzgesetz des Landes Sachsen-Anhalt (DenkmSchG LSA ). Es ist mit 
umfangreicher Substanz an archäologischen Funden zu  rechnen. Vor Beginn der Tiefbauarbeiten können arc häologische Grabungen 
erforderlich werden.
Nach § 9 (3) DenkmSchG LSA besteht eine gesetzliche  Meldepflicht im Falle unerwarteter freigelegter ar chäologischer Funde oder Befunde.
Baumschutzsatzung
Die Satzung zum Schutz des Baumbestandes als geschü tzter Landschaftsbestandteil in der Landeshauptstad t Magdeburg 
- Baumschutzsatzung - in der Fassung der Bekanntmac hung vom 12.02.2009 ist zu beachten.
Niederschlagswasser
Die Entwässerungssatzung der Landeshauptstadt Magde burg vom 12.12.2005 ist zu beachten. 
Gem. §5 (2) der Entwässerungssatzung ist Niederschl agswasser in geeigneten Fällen auf dem Grundstück z u versickern. 
Der Grundstückseigentümer hat nach Maßgabe der AEB (Abwasserentsorgungsbedingungen) das Recht, sein Gr undstück an die 
öffentlichen Abwasseranlage zur Entsorgung von Nied erschlagswasser anzuschließen, wenn betriebsfertige  Abwasserkanäle 
vorhanden sind. Dieses Recht steht dem Grundstückse igentümer nicht zu, wenn die Möglichkeit besteht, d as Niederschlagswasser 
auf dem Grundstück zu versickern. Der Grundstücksei gentümer hat das Nichtbestehen dieser Möglichkeit m it nachprüfbaren 
Unterlagen nachzuweisen. 

Hinweise :
Einsehbarkeit Rechtsgrundlagen
Die der Planung zu Grunde liegenden Gutachten und V orschriften (Gesetze, Verordnungen, Erlasse, DIN-Vo rschriften) können bei der 
Landeshauptstadt Magdeburg, Stadtplanungsamt, An de r Steinkuhle 6, 39128 Magdeburg eingesehen werden.
Kampfmittel
Das Plangebiet ist als Kampfmittelverdachtsfläche ( ehemaliges Bombenabwurfgebiet) registriert. Vor Beg inn jeglicher Bauarbeiten 
und sonstiger erdeingreifender Maßnahmen sind die F lächen auf Kampfmittel zu untersuchen.
Altlasten
Sollten, zusätzlich zur vorhandenen Auffüllungen, b ei Bodenuntersuchungen, chemischen Analysen u.a. Hi nweisen auf schädliche 
Bodenveränderungen oder Altlasten (Auftreten von Fr emdstoffen, Auffälligkeiten durch Farbe und/ oder G eruch) festgestellt werden, 
ist das Umweltamt vor Beginn weiterer Maßnahmen unv erzüglich und unaufgefordert zu informieren (Tel.: 540-2715). 
Treten diese Hinweise während der vorgesehenen Erda rbeiten auf, sind die Arbeiten in dem betroffenen B ereich sofort einzustellen.
Bodenschutz 
Boden ist in nutzbarem Zustand zu erhalten und vor Vernichtung oder Vergeudung zu schützen (§ 202 BauG B)
Sollten, zusätzlich zur vorhandenen Auffüllung, bei  Bodenuntersuchungen, chemischen Analysen u. a. Hin weise auf schädliche 
Bodenveränderungen oder Altlasten (Auftreten von Fr emdstoffen, Auffälligkeiten durch Farbe und/oder Ge ruch) festgestellt werden,
ist das Umweltamt, entsprechend den Mitwirkungspfli chten nach § 3 Ausführungsgesetz des Landes Sachsen -Anhalt zum 
Bundes-Bodenschutzgesetz (BodSchAG LSA), vor Beginn  weiterer Maßnahmen unverzüglich und unaufgefordert  zu informieren.
(Näheres s. Begründung zur Satzung)
Im Bereich einer neu anzulegenden Grünfläche bzw. v on Neuanpflanzungen in ehemals versiegelten und/ode r aufgefüllten Bereichen 
ist durch Bodenauftrag oder Bodenaustausch eine dur chwurzelbare Bodenschicht i. S. v. § 2 Nr. 11 der B undes-Bodenschutz- und 
Altlastenverordnung (BBodSchV) herzustellen. (Näher es s. Begründung zur Satzung)

§ 5   In allen Baugebieten sind Einzelhandelsbetrie be mit zentrenrelevanten Hauptsortimenten  nur als Einzelhandelsbetriebe
        a) mit einer Größe der Verkaufsfläche bis 1 00 m² in Form des "Magdeburger Laden" zulässig,
        b) des periodischen Bedarfs und einer Größe  der Verkaufsfläche bis 400 m² in Form des "Nachbar schaftsladens" ausnahmsweise 
             zulässig, soweit dadurch keine schädli chen Auswirkungen auf zentrale Versorgungsbereiche der Stadt zu erwarten sind.
        Zentrenrelevant sind Nahrungs- und Genussmi ttel, Drogeriewaren (u.a. Wasch- und Putzmittel, Ko smetika), Apothekerwaren, Blumen, 
        zoologischer Bedarf, Oberbekleidung, Kürsch nerwaren, sonst. Textilwaren, Wolle u.ä, Schuhe, Le der- und Galanteriewaren, 
        Sportbekleidung, Sportgeräte, Haushaltsware n, Unterhaltungselektronik, optische und feinmechan ische Geräte, Fotowaren, Uhren, 
        Schmuck, Silberwaren, Papier- und Schreibwa ren, Bücher, Spielwaren, Musikalien. Zentrenrelevan t, periodisch sind Nahrungs- und 
        Genussmittel, Drogerie- und Kosmetikwaren, Apothekerwaren, Blumen, zoologischer Bedarf, Zeitun gen, Zeitschriften 
        (§ 1 Abs. 5 und 9 BauNVO)
 

Vorkehrungen zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwi rkungen und sonstigen Gefahren  (§ 9 Abs. 1 Nr. 24 BauGB)
§17   Die zukünftigen Gebäude im MI I dienen als ak tive Schallschutzmaßnahme für die zukünftigen Gebäu de im MI II , WA I und WA II. 
         Daher ist eine Bebauung in den Baugebieten  MI II, WA I und WA II erst zulässig, wenn das MI I  bebaut ist (bedingte  Festsetzung 
         gem. § 9  Abs. 2 Nr. 2 BauGB) 
         Im MI II, WA I und WA II sind 6 Geschosse nur zulässig, wenn die Gebäude im MI I 7 Geschosse aufweisen.
§18   Zur Sicherstellung gesunder Wohnverhältnisse ist in den Vorhabenbereichen MI I, MI II, WA I und WA II im Plangebiet mindestens 
         ein schutzbedürftiger Aufenthaltsraum von Wohnungen, bei Wohnungen mit mehr als zwei Aufentha ltsräumen muss mindestens die 
         Hälfte der schutzbedürftigen Aufenthaltsrä ume mit je mindestens einem Fenster zur lärmabgewan dten Seite ausgerichtet sein soweit 
         nicht mit anderen baulichen Maßnahmen ein Außengeräuschpegel von maximal 50 dB (A) nachts (Or ientierungswert für Mischgebiet, 
         Dorfgebiet) und ein Außengeräuschpegel von  maximal 45 dB (A) nachts (Orientierungswert für al lgemeine Wohngebiete) erreicht
         werden kann.
§19   In Bereichen mit Überschreitungen der Orienti erungswerte der DIN 18005 sind an den Gebäuden die Umfassungsbauteile von 
         Aufenthaltsräumen zum Schutz vor schädlich en Umwelteinwirkungen bei Errichtung der Gebäude in  schallschützender Bauweise 
         entsprechend DIN 4109 - Schallschutz im Ho chbau - herzustellen. Die betroffenen Bereiche sowi e die entsprechenden Lärm-
         pegelbereiche können dem Planteil A entnom men werden.
         In allen Baugebieten sind ab Lärmpegelbere ich III entsprechend der DIN 4109 für Schlaf- und K inderzimmer, welche der Lärmquelle 
         zugewandt sind (West-, Nord- und Südfassad e) Schallschutzfenster mit Lüftung vorgesehen.
§20   An der lärmzugewandten Fassadenseite sind Auß enwohnbereiche unzulässig. Außenwohnbereiche an der  lärmabgewandten 
         Fassadenseite sind nur in baulich geschlos sener Ausführung (Wintergärten, verglaste Loggia) z ulässig.

Sonstige Festsetzungen
§21   Niederschlagsbeseitigung  ( § 9 Abs. 1 Nr.14 BauGB)
         Die Entwässerung der öffentlichen Straßen (Mulden-Rigolen-System) darf durch Grundstückszufah rten nicht beeinträchtigt werden.
         Das auf den privaten Baugrundstücken  anfa llende  Niederschlagswasser ist auf der Basis einer  wasserrechtlichen Erlaubnis und 
         der darin eventuell enthaltenen Maßnahmen zur schadstofffreien Versickerung auf den privaten Baugrundstücken zu versickern. 
         Dazu ist das auf den Dachflächen und ander en versiegelten Flächen anfallende Niederschlagswas ser zu sammeln und auf den
         angrenzenden Flächen zum Schutz von Boden und Natur in zu begrünenden Mulden bzw. Rigolen zu versickern.         

Anpflanzung und Erhaltung von Bäumen, Sträuchern un d sonstigen Bepflanzungen § 9 Abs. 1 Nr. 20, 25a 
und 25b BauGB i.V. mit § 21 BNatSchG
§ 8   Auf der Pflanzgebotsfläche I sind mindestens  12   Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Diese sind im Raster
        von  6,0  m x 6,0 m zu pflanzen. Es sind st andortgerechte, stadtklimafeste  Arten zu verwenden . Die Qualität richtet sich nach 
        Nr. 10 der Eingriffsbilanz. Der vorhandene Baumbestand ist zu beachten. Die neugepflanzten Bäu me sind mit Sträuchern zu 
        unterpflanzen. Je 100 m² Pflanzgebotsfläche  (außerhalb des vorhandenen Baumbestands) sind mind estens 30 einheimische 
        und standortgerechte Sträucher zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
§ 9   Auf der Pflanzgebotsfläche II sind mindestens  15   Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Diese sind zweireihig, versetzt
        im Raster von  7,0  m x 3,0 m zu pflanzen. Es sind standortgerechte, stadtklimafeste  Arten zu  verwenden. Die Qualität richtet 
        sich nach Nr. 10 der Eingriffsbilanz. Die B äume sind mit Sträuchern zu unterpflanzen. Je 100 m ² Pflanzgebotsfläche sind mindestens 
        30 einheimische und standortgerechte  Sträu cher zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
§10  Auf der Pflanzgebotsfläche III sind mindestens  8 Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Die se sind zweireihig, versetzt 
        im Raster von  6,0  m x 3,0 m zu pflanzen. Es sind standortgerechte, stadtklimafeste  Arten zu  verwenden. Die Qualität richtet sich 
        nach Nr. 10 der Eingriffsbilanz. Die Bäume sind mit Sträuchern zu unterpflanzen. Je 100 m² Pfl anzgebotsfläche sind mindestens 
        30 einheimische und standortgerechte  Sträu cher zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
§11  Auf der Pflanzgebotsfläche  IV sind mindestens   15   Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  Diese sind zweireihig, versetzt 
        im Raster von  6,0  m x 4,0 m zu pflanzen. Es sind standortgerechte, stadtklimafeste  Arten zu  verwenden. Die Qualität richtet sich 
        nach Nr.10 der Eingriffsbilanz. Die Bäume s ind mit Sträuchern zu unterpflanzen. Je 100 m² Pfla nzgebotsfläche sind mindestens 
        30 einheimische und standortgerechte  Sträu cher zu  pflanzen und dauerhaft zu erhalten. 
§12  Auf der Pflanzgebotsfläche V sind mindestens  5 Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Dies e sind  im Raster von  6
        6,0  m x 6,0 m zu pflanzen. Es sind standor tgerechte, stadtklimafeste  Arten zu verwenden. Die  Qualität richtet sich nach Nr.10 
        der Eingriffsbilanz. Der vorhandene Baumbes tand ist zu beachten. Die Bäume sind mit Sträuchern  zu unterpflanzen. Je 100 m² 
        Pflanzgebotsfläche sind mindestens 30 einhe imische und standortgerechte  Sträucher zu pflanzen  und dauerhaft zu erhalten. 
§13  Auf der Pflanzgebotsfläche VI  sind mindestens  14 Bäume zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Di e Bäume sind als Reihe 
        entlang der Westgrenze des Geltungsbereiche s zu pflanzen. Es sind standortgerechte, stadtklima feste  Arten zu verwenden. 
        Die Qualität richtet sich nach Nr.10 der Ei ngriffsbilanz . 
§14  Im Allgemeinen Wohngebiet (WA I und WA II) sin d   auf  den Freiflächen 4 Bäume und  24 Bäume stra ßenbegleitend zu pflanzen und 
        dauerhaft zu erhalten. Es sind standorterec hte, stadtklimafeste Arten zu verwenden. Die Qualit ät richtet sich nach Nummer 10 
        der Eingriffsbilanz.
§15  Im Mischgebiet (MI II ) sind   4  Bäume straße nbegleitend zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten.  Es sind standortgerechte, 
        stadtklimafeste Arten zu verwenden. Die Qua lität  richtet sich nach Nummer 10 der Eingriffsbil anz.

§ 16 Grünordnung: Bei der Entwicklung der Baufläche n, der privaten und öffentlichen Grünflächen und de r Flächen für Maßnahmen zum 
        Schutz, zur Pflege  und zur Entwicklung von  Natur und Landschaft, zur Erfüllung der Ausgleichs funktion gemäß BNatSchG ist der 
        Inhalt der Eingriffs- und Ausgleichsbilanzi erung zu beachten.

Die in der Planzeichnung festgesetzten Bäume mit Er haltungsgebot sind unabhängig von ihrer Größe dauer haft zu erhalten.
Abgängige Bäume sind spätestens in der folgenden Ve getationsperiode gleichwertig zu ersetzen.
Die auf den Pflanzgebotsflächen I bis VI zu pflanze nden Bäume können mit dem zu erbringenden Ersatz ve rrechnet werden.
Zu ersetzende Bäume im Bereich der Leitungen:
Der Ersatz sollte bei Abgang an anderer Stelle erfo lgen. Anzahl und  Mindeststammumfang der Ersatzpfla nzungen richten 
sich nach den Bestimmungen der Baumschutzsatzung de r Landeshauptstadt Magdeburg.

§ 7  Die nicht überbauten und nicht versiegelten Gr undstücksflächen sind  zu  einem überwiegenden Fläc henanteil zu bepflanzen 
       und auf Dauer zu unterhalten. Die Bepflanzun g soll möglichst auf  zusammenhängenden Flächen erf olgen.

§ 6  Im Allgemeinen Wohngebiet sind Dachflächen von  Tiefgaragen mit einer durchwurzelbaren Vegetations schicht von mind. 50 cm
       zu versehen  und zu begrünen.

Festsetzungen zur Grünordnung § 9 Abs. 1 Nr.15, 20 und Nr. 25 BauGB i.V. mit § 18 BNatSchG

§ 1   Im Baugebiet WA I und WA II werden nur die na ch § 4 Abs. 3  Nr. 4 und 5 BauNVO vorgesehenen Ausn ahmen (Gartenbaubetriebe 
        und Tankstellen) gemäß § 1 Abs. 6 Nr. 1 Bau NVO nicht Bestandteil des Bebauungsplanes.
§ 2   Im Baugebiet MI I und MI II  werden die nach § 6 Abs. 2 Nr. 7 BauNVO allgemein zulässigen Tankst ellen im Bebauungsplan 
        gem. § 1 Abs. 5 BauNVO nicht zugelassen.
§ 3   Im Allgemeinen Wohngebiet ist bei der Erricht ung von Tiefgaragen eine Überschreitung  der festge setzten Grundflächenzahl bis zu 
        einer GRZ von 0,8 zulässig, sofern diese ge mäß § 6 der textlichen Festsetzungen ausgebildet we rden. (§ 19 Abs. 4 Nr. 3 BauNVO)
§ 4   Im Allgemeinen Wohngebiet muß die Summe der A ußenkante der Gebäude entlang der Baulinie an der ö ffentlichen 
        Straßenverkehrsfläche  innerhalb der  Baufe lder mind. 50% der Länge der Baulinie eines Baufeld es betragen.(§ 22 Abs. 4 BauNVO)

Art und Maß der baulichen Nutzung § 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB

Planteil B
Textliche FestsetzungenPlanteil A


